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Vorwort

Die Juristische Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin hat die vorliegende
Arbeit im Sommersemester 2013 als Dissertation angenommen. Die Disputation
fand im August 2013 statt.

Die Arbeit ist auf dem Stand ihrer Einreichung im April 2013. Seitdem ergangene
Rechtsprechung – nach Abgabe der Arbeit haben das Bundesverwaltungs- und das
Bundesverfassungsgericht einschlägige Entscheidungen getroffen – ist aber genauso
berücksichtigt wie die neuen Verhaltensregeln für Mitglieder des 18. Deutschen
Bundestages.

Mein besonderer Dank gilt Herrn Professor (em.) Dr. Dr. h.c. Ulrich Battis, der
nicht nur die Anregung zu dieser Arbeit gegeben hat, sondern auch meine – beruflich
bedingt – verlängerte Bearbeitungszeit mit großer Geduld begleitet hat. Herrn
Professor Dr. Alexander Blankenagel danke ich für die schnelle Erstellung des
Zweitgutachtens.

Ohne familiäre Unterstützung hätte ich dieses Projekt nicht zu einem erfolgrei-
chen Ende bringen können. Deswegen widme ich die vorliegende Arbeit meinen
Eltern, Karl Heinz und Jutta Helmes, meiner Frau, Eva Amelie Helmes, und unserem
Sohn Jakob Leonard Helmes. Sie alle haben – auf ihre eigene Weise – einen
wichtigen Anteil am Gelingen dieser Arbeit.

Berlin, im Dezember 2013 Sebastian Helmes
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Einleitung

I. Problemaufriss

Das Recht der Spenden an politische Parteien ist „Skandalrecht“.1 Rückt eine
Parteispende in den Fokus der Öffentlichkeit, so ist der Vorwurf der Käuflichkeit
politischer Entscheidungen nicht weit.2 Die bundesrepublikanische Geschichte
blickt auf eine veritable Reihe sogenannter „Parteispendenskandale“ zurück, von
denen die „Flick-Affäre“ in den siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts und die
„CDU-Spendenaffäre“ um den Bundeskanzler a.D. Dr. Helmut Kohl Anfang dieses
Jahrhunderts nur die beiden bekanntesten, bei weitem aber nicht die einzigen sind.

Es sind diese Skandale, die die Parteispende – auch aus Sicht ihrer Empfänger – zu
einer ambivalenten Angelegenheit werden lassen: Auf der einen Seite sind Partei-
spenden für die politischen Parteien eine alltägliche und gleichzeitig sehr bedeutende
Einnahmequelle3 und überdies auch Ausfluss und Indikator ihres gesellschaftlichen
Rückhalts. Auf der anderen Seite besteht die Gefahr einer Interessenverquickung von
Spender und Empfänger – oder jedenfalls eines entsprechenden Verdachts in der
Öffentlichkeit. Denn es ist nicht von der Hand zu weisen, dass Parteispenden einen
„ökonomisch-finalen Charakter“ haben und regelmäßig interessengeleitet sind.4

Dass neben Parteispenden zudem auch Direktspenden an Politiker, namentlich an
Abgeordnete des Bundestages, nach geltendem Recht möglich sind, ist der Öf-
fentlichkeit weitgehend unbekannt. Es ist aber auszuschließen, dass solcherlei Di-
rektspenden eine bessere Reputation als Parteispenden haben könnten.

1 U. Battis/J. Kersten, JZ 2003, S. 655.
2 Laut einer Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Emnid im Auftrag des Fernseh-

senders N24 vom 19. Januar 2010 gehen 81 Prozent der Befragten davon aus, dass sich eine
große Zahl von Politikern durch Spenden beeinflussen lasse. Nur 15 Prozent glauben, dass
Spenden auf die politische Enscheidungsfindung keinen Einfluss haben. (Quelle: http://www.
presseportal.de/pm/13399/1547814/n24 – zuletzt besucht am 21. April 2013).

3 So lag der Anteil von Spenden an den Gesamteinnahmen der im Bundestag vertretenen
Parteien im Jahr 2011 zwischen 6,74 Pozent bei der Partei DIE LINKE (entspricht
1.934.772,75 Euro – davon Spenden von juristischen Personen: 29.070,64 Euro) und
19,27 Prozent im Falle der FDP (entspricht 6.609.199,35 Euro – davon Spenden von juristi-
schen Personen: 1.738.362,29 Euro). Das absolut höchste Spendenaufkommen hatte in dem
Jahr die CDU: Sie konnte Spenden in Höhe von insgesamt 21.818.750,43 Euro (davon Spenden
von juristischen Personen: 7.265.832,24 Euro) verbuchen, was einem Anteil von 15,48 Prozent
an ihren Gesamteinnahmen entspricht. Alle Angaben laut Rechenschaftsberichten der Parteien,
BT-Drs. 17/12340.

4 BVerfG, Urteil vom 24. Juni 1958 – 2 BvF 1/57, NJW 1958, S. 1131 (1132).

http://www.presseportal.de/pm/13399/1547814/n24
http://www.presseportal.de/pm/13399/1547814/n24
http://www.presseportal.de/pm/13399/1547814/n24
http://www.presseportal.de/pm/13399/1547814/n24
http://www.presseportal.de/pm/13399/1547814/n24
http://www.presseportal.de/pm/13399/1547814/n24


Diese Gemengelage ist nicht zuletzt eine Herausforderung für die Rechtsordnung.
Den Gefahren, die mit „politischen Spenden“ einhergehen, kann in rechtlicher
Hinsicht prinzipiell auf zwei Wegen begegnet werden: Zum einen besteht die
Möglichkeit, Spenden generell zu verbieten. So lassen sich die Gefahren unlauterer
finanzieller Einflussnahmen von Privaten auf politische Entscheidungen reduzieren,
allerdings stellt ein allgemeines Verbot einen massiven Eingriff in die Rechte von
Spender und Empfänger dar und erhöht nicht zuletzt auch die Abhängigkeit von
staatlichen Zuwendungen. Die andere Möglichkeit besteht darin, Spenden als ge-
läufige Einnahmeform grundsätzlich „hinzunehmen“5. Die deutsche Rechtslage hat
sowohl bei Partei- als auch bei Abgeordnetenspenden der zweiten Möglichkeit den
Vorrang gegeben. Die Hinnahme von politischen Spenden schließt es nicht aus,
bestimmte Spenden – wie beispielsweise den „Stimmenkauf“ – zu verbieten. Noch
wichtiger als Verbotstatbestände ist in diesem Fall aber, dass die zulässigen Spen-
denflüsse für die Öffentlichkeit nachvollziehbar sind.

Die rechtliche Behandlung von Spenden funktioniert in der Praxis nicht immer
störungsfrei, was sich nicht zuletzt an den eingangs erwähnten „Parteispenden-
skandalen“ manifestiert. An deren Aufarbeitung müssen sich Partei- und Abge-
ordnetenspendenrecht messen lassen – und offenbaren in solchen Momenten ih-
rerseits Reformbedarf. Ob sich darin tatsächlich das Auseinanderfallen von recht-
licher Normativität und politischer Wirklichkeit manifestiert6, oder ob darin nicht
viel eher ein Beleg für das genaue Gegenteil zu sehen ist7, bedarf an dieser Stelle
keiner abschließenden Bewertung. Jedenfalls fristet das Parteispendenrecht, sieht
man von den „Skandalen“ ab, im Vergleich zu anderen Aspekten des Parteienwesens
traditionell in rechtswissenschaftlicher und rechtspolitischer Hinsicht ein „Schat-
tendasein“8. Für das Recht der Direktspende an Politiker, namentlich der Abge-
ordnetenspende, gilt dies noch mehr. Das zu ändern, ist Ziel dieser Arbeit.

II. Gang der Untersuchung

Die Untersuchung widmet sich im ersten Teil dem Recht der Parteispenden. Dabei
werden die drei (grund-)gesetzlichen Aspekte der Spendenannahmefreiheit, des
Transparenzgebots und der flankierenden Spendenannahmeverbote jeweils geson-
dert dargestellt. Hinzu kommen die Rolle von Spenden im Rahmen der staatlichen
Parteienfinanzierung sowie ihre steuerliche Behandlung.

5 St. Rspr.: BVerfG, Urteil vom 19. Juli 1966 – 2 BvF 1/65, NJW 1966, 1499 (1504); Urteil
vom 24. Juli 1979 – 2 BvF 1/78, NJW 1979, S. 1815 (1817); Urteil vom 14. Juli 1986 – 2 BvE
2/84, 2 BvR 442/84, NJW 1986, S. 2487 (2489).

6 So ausdrücklich J. Ipsen, in: Ipsen, 40 Jahre Parteiengesetz (2009), S. 10.
7 In diesem Sinne: M. Morlok, MIP Beilage 1999, S. 48.
8 U. Volkmann, JZ 2000, S. 539.
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Im zweiten Teil der Untersuchung wird die Rechtslage von Direktspenden an
Politiker dargestellt. Die Rechtslage wird exemplarisch anhand der Abgeordneten
des Bundestages untersucht, weil diese die wichtigste Gruppe von Politikern bilden,
die als Spendenempfänger in Betracht kommen. Im Rahmen der Untersuchung liegt
das Augenmerk unter anderem darauf, die Unterschiede zum Parteispendenrecht
herauszuarbeiten. Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Frage, wie Abgeordne-
tenspenden eigentlich im Einzelfall von Parteispenden abzugrenzen sind.

Auf Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse werden abschließend Vorschläge
zur Reform des geltenden Rechts gemacht, die sich sowohl mit einem möglichen
Verbot von Abgeordnetenspenden als auch mit einer Überarbeitung des Abgeord-
netenspendenrechts auseinandersetzen.
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